
Zohran Mamdani, frisch gewählter demokratischer 
Bürgermeister von New York City, genießt schon 
vor seinem Amtsantritt Heldenstatus in Teilen der 

europäischen Politik- und Medienlandschaft. Wer links der 
Mitte zu verorten ist, feiert den 34-jährigen Politiker, weil er 
im Wahlkampf eine Mietpreisbremse und die Errichtung 
von 200.000 bezahlbaren Wohnungen versprach. Der öster-
reichische Ex-Grünen-Parlamentarier Peter Pilz frohlockte, 
dass mit Mamdani ein „Sozialdemokrat nach Wiener Art 

statt der gescheiterten Wall-Street-Demokraten gewonnen“ 
habe, und zieht Parallelen zu Wiens Bürgermeister Michael 
Ludwig. New York sei das Wien der Ostküste, und mit 
Mamdani habe die Mehrheit „vor allem leistbares Wohnen“ 
gewählt. Deutschlands Linkspartei interpretiert Mamdanis 
Sieg als „Rückenwind“ für die eigenen Positionen. „Sein 
Wahlkampf ist wie eine Blaupause für die Wahlen nächstes 

Wenn es um Mietpreise geht, hinkt allerdings jeder Ver-
gleich zwischen dem Big Apple und der deutschen Haupt-
stadt. In New York liegt die Durchschnittsmiete laut 
Marktportalen bei bis zu 4.000 US-Dollar für Ein-Zimmer-
Wohnungen, in Berlin dagegen liegt die durchschnittliche 
Angebotsmiete zurzeit bei etwa 13 Euro pro Quadratme-

dass der geplante vierjährige Mietenerhöhungsstopp nur für 
die ohnehin schon mietpreisgebundenen Wohnungen der 
Stadt gelten soll. Demzufolge bliebe die freie Wohnungs-
wirtschaft unberührt. 

Mamdanis Sieg ist in einer Reihe mit ähnlichen Erfolgen in 
europäischen Städten zu sehen, wo Kandidaten die Wohn-
problematik ins Zentrum ihrer Wahlkämpfe stellten. Die 

-
tionsraten 2022 und 2023 lösten in Deutschland und Öster-
reich Diskussionen über die Wohnungskosten in Mietver-
hältnissen aus, wobei die Mieten in den Ballungszentren 
bereits seit Langem steigen. In der EU nahmen sie von 2010 
bis 2024 im Schnitt um 27,8 Prozent zu. Österreich liegt mit 
75 Prozent eher weiter vorn, Deutschland mit 25 Prozent im 
Durchschnittsbereich. Im März 2025 kündigten die Euro-
päische Kommission und die Europäische Investitionsbank 
Investitionen in Höhe von rund zehn Milliarden Euro über 
die nächsten zwei Jahre für bezahlbaren und nachhaltigen 
Wohnraum an, und Dan Jørgensen, der erste EU-Kommis-

liche Konsultation zur Entwicklung eines „Plans für bezahl-
bares Wohnen“ in der EU.

Wiens Bürgermeister Michael Ludwig referiert in Brüssel 
über das Thema leistbares Wohnen. Österreichs Bundes-
hauptstadt, in der mehr als die Hälfte der 750.00 Mietwoh-
nungen der Stadt oder gemeinnützigen Genossenschaf-
ten gehören, gilt für viele europäische Linkspolitiker als 
Vorbild. Ludwig setzt sich dafür ein, das österreichische 
Konzept der Wohnungsgemeinnützigkeit auf EU-Ebene 
besser zu verankern. 

Ungeachtet der Ambitionen der EU-Kommission greifen 
die Regierungen in Deutschland und Österreich ein. Das 
Wohnungsthema ist in beiden Ländern seit vielen Jahren 
ein Dauerbrenner, und der sozialpolitische Druck ist hoch. 
Deshalb wurde im vergangenen Sommer in Deutschland 
die sogenannte Mietpreisbremse, die mit dem Jahr 2025 aus-
gelaufen wäre, bis Ende 2029 verlängert. Außerdem gibt es 
auf Bundesebene mehrere Initiativen zur künftigen Miet-
preisregulierung. In Österreich beschloss die Bundesregie-
rung Mitte Oktober ein „Mietpaket für leistbares und siche-
res Wohnen“. Erstmals greift der Gesetzgeber auf eine Art 

Regierungen wollen mit regulatorisch scharfer Wohnpolitik Mieter vor Preissteigerungen 

schützen. Doch der politische Aktionismus droht mehr Schaden als Nutzen anzurichten, 

weil sich Investoren mangels Vertrauen in die Politik zurückziehen.

Vertrauensfrage

» Man muss mehr Markt wagen. 
Angebot und Nachfrage sorgen oft für 

ausgewogenere Ergebnisse. «
Florian Lanz, CEO bei Laborgh
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unregulierten Mieten im Neubau nicht mehr unbegrenzt 

-
-

tergegeben werden. 

Wissenschaftliche Perspektive
Wirtschafts- und Rechtswissenschaftler warnen eindring-

-

-
-
-

-

-
-

zu Dauerrecht.“ 
-
-

-
-

-

-

-

-
-

-
-

Entwickler brauchen Unterstützung
-

Der politische Eingriff in die Wohnungswirtschaft und in den freien Markt hat schwerwiegende Folgen. Denn das Vertrauen der Investoren wird auf die Probe gestellt, sodass 
sie Investitionen in neue Immobilien und in den Immobilienbestand verschieben oder ganz absagen.
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Grenzen des Zumutbaren klar auf: „Die Mietpreisbremse 
und die Regulierung des Wohnungsmarktes tragen erheb-
lich zum Wohnungsmangel bei. Die Bestandsmieten sind 
stark reguliert und werden dadurch künstlich niedrig 
gehalten. Für viele Menschen lohnt sich ein Umzug nicht 

mehr.“ Wissenschaftler und Immobilienvertreter sind sich 
einig, dass der Neubau weiter zurückgehen würde, wenn 
er noch stärker reguliert wird. Eine moderate Lockerung 
der Bestandsregulierung, so der Branchentenor, würde 
den Druck auf die Neubaumieten verringern. „Man muss 
mehr Markt wagen. Angebot und Nachfrage sorgen oft 
für ausgewogenere Ergebnisse als gut gemeinte Regulie-
rungsmaßnahmen, die am Ende nicht funktionieren“, so 
Lanz. Überdies warnt er vor Diskussionen, wie sie in Ber-
lin geführt werden, über die Vergesellschaftung von Woh-
nungsbeständen: „Das vergiftet das Investitionsklima und 
schreckt Investoren ab.“

-

eigentlich aus der Praxis bekannt sein. „Der abrupte Stopp 

-
jekte komplett neu kalkulieren, teilweise umplanen oder 
stoppen. Zwei Jahre lang wusste niemand, welche energeti-
schen Standards überhaupt gelten werden“, erzählt Thomas 
Meyer, Vorstand der Wertgrund Immobilien AG.

Investitionsbremse
Mit dem Umfang und der Komplexität des gesetzlichen 
Rahmens und mit der zunehmenden Beschränkung auf 
der Einnahmeseite nimmt die Investitionsbereitschaft im 
Neubau und im Immobilienbestand ab. In einer kurzen 
Umfrage von Institutional Money fordern Branchenver-
treter und Investoren weniger Populismus, mehr Ehrlich-

keit und eine Versachlichung der Diskussionen. Projektent-
wickler, Investoren und Bestandsverwalter betonen ihre 
Gesprächsbereitschaft mit der Politik.

Der Zentrale Immobilien Ausschuss (ZIA) plädiert für 
eine grundlegende Überprüfung des komplexen Mietrechts 
in Deutschland, das sowohl die Interessen der Mieter als 
auch der Vermieter berücksichtigen soll. „Die Mietpreis-
bremse in ihrer jetzigen Form geht am Ziel vorbei: Sie ist 
nicht sozial, weil sie für einkommensstarke genauso wie für 
einkommensschwache Haushalte gilt. Sie ist darüber hin-
aus auch kontraproduktiv, da sie abschreckend für Investi-
tionen in den Neubau wirkt“, so ZIA-Hauptgeschäftsführe-
rin Aygül Özkan. Eine vom Bundesministerium der Justiz 
einberufene Expertengruppe, in der der ZIA auch vertre-

analysieren und Reformvorschläge erarbeiten.
-

gen im gemeinnützigen und kommunalen Wohnbau. Hier 
sind die Mieten bereits streng reguliert. Auch deshalb sieht 
der Österreichische Verband der Immobilienwirtschaft das 
neue „Wohnpaket“ der Bundesregierung kritisch. „Nicht die 
Vermieter, sondern die Landesenergiegesellschaften und die 

und die Wohnkosten“, ärgert sich Geschäftsführer Anton 

-
tionslinderungsgesetz haben laut ÖVI für den preisgeregel-
ten Altbau einen realen Verlust von elf Prozent gebracht. 

in die energietechnische Sanierung und Dekarbonisierung 
in weite Ferne“, meint Holzapfel.

Die propagierten Mietpreisbremsen bewirkten nur einen 

populistischer Chor, in den am Ende erstaunlicherweise 
alle politischen Parteien mehr oder weniger einstimmen“, 
meint Holzapfel.

Stabile Verhältnisse

obwohl es „international verheerende Erfahrungen“ mit 
verschärften Mietpreisregulierungen gebe. Als Beispiel führt 

und etwa ein Jahr später vom Bundesverfassungsgericht auf-

vor allem auf das Mietwohnungsangebot hatte, da es sich 
innerhalb kurzer Zeit halbierte.

solange sie berechenbar und verlässlich sind. Christiane 
Weber, Leiterin des Immobilienbereichs im WSH Family 

Wohnungswirtschaft wäre Stabilität: Rechtssicherheit, lang-

» Die Mietpreisbremsen rücken 
Investitionen in weite Ferne und bewirken 

einen Rückzug möglicher Investoren. «
Anton Holzapfel, Geschäftsführer des ÖVI

» Wenn Modernisierungen oder energetische 
Maßnahmen sich nicht mehr refinanzieren 

lassen, werden sie vertagt. «
Christiane Weber, Leiterin Immobilien im WSH Family Office
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Rahmenbedingungen. Nur auf dieser Basis entsteht wie-
der Investitionsvertrauen.“

-
markt ausblendet, ist eine hohe Investitionsbereitschaft der 
verschiedenen Investorengruppen erkennbar. So ergab der 

managers Kingstone Real Estate, dass die Nutzungsart 

CEO Tim Schomberg bestätigt zwar, dass das politische 
Handeln Investoren durchaus verunsichert habe, zumal 

Renditedämpfer seien. Aktuell sieht er die Stimmung 
jedoch entspannter: „Die politische Unterstützung beim 

-
trauen in die Politik teilweise wieder her. Die staatlichen 
Fördermechanismen – etwa Baukostenzuschüsse, zinsgüns-
tige oder sogar zinslose Darlehen sowie Miet- und Tilgungs-

Wenn die Unterstützungen zum Tragen kommen, kom-
pensieren sie teilweise die Belastungen durch gestiegene 

Kalkulationen stabiler. 
Ebenfalls relativ gelassen zeigt sich Christian Langosch, 

für das institutionelle Investorensegment: „Eine große 
Zurückhaltung nehmen wir nicht wahr, wobei der Anteil 
von Wohnen in vielen Immobilienportfolios untergewich-
tet war oder ist.“ Allerdings sei das Interesse gestiegen, 
da der Wohnungsmarkt relativ konjunkturunabhängige 

Miethöhe begegnet man mit sehr konservativen Annah-
men beim Ankauf und den Erwartungen für die Zukunft. 
Dies geht natürlich zulasten der Renditen, was allerdings 
akzeptiert wird, da sehr stabil kalkulierbare Erträge dem 
gegenüberstehen“, so Langosch. Trotzdem sieht er die Miet-
preisbremse auch kritisch, da sie eventuell die wirtschaftli-
che Instandhaltung der Gebäude unmöglich machen und 
die Ertragskraft einer Immobilie beeinträchtigen könnte. 

-
sierungen oder energetische Maßnahmen sich nicht mehr 

Großes Interesse
Ehrlichkeit in der Diskussion und mithin die Betrachtung 
nicht nur der Mieteinnahmen, sondern auch sämtlicher 

CEO der Bank Austria Real Invest. Er verwaltet Öster-

wurde und zwischenzeitlich einen Immobilienbestand von 
rund vier Milliarden Euro hatte. Czapek sieht in der aktuel-
len Diskussion ein Ungleichgewicht. „Es heißt immer, dass 
die Mieten steigen, aber niemand spricht darüber, dass auch 
die Gebühren, beispielsweise für die Müllabfuhr, stark stei-
gen und dass die Mieten in Österreich auch mit der Mehr-

wertsteuer belastet sind. Die Kosten für die Dienstleistungen 
-

nen Jahren ebenfalls höher geworden. Allein die Personal-

Beispiel für den Brandschutz, kosten viel Geld. Der Fonds 
erwirtschaftet für seine Anleger mit den Immobilien eine 
regelmäßige und stabile Rendite, sagt Czapek und schiebt 
nach: „Aber reich, wie derzeit allen Immobilienbesitzern 
unterstellt wird, kann man damit nicht werden.“

Große Fondsgesellschaften lassen sich von den Turbu-
lenzen mitunter weniger beeindrucken als kleinere Inves-
toren und planen, die notwendige Liquidität vorausgesetzt, 
neue Immobilienakquisitionen. Der Asset Manager Savills 
Investment gab auf Anfrage an, dass sich langfristig orien-
tierte institutionelle Investoren von den Regulierungsrisi-
ken nicht abschrecken lassen und weiterhin großes Interesse 
am Wohnimmobiliensektor haben. EDF Invest, der Invest-
mentarm des Energieunternehmens Electricité de France, 
plant, gemeinsam mit Savills IM mehre hundert Millionen 
Euro in den „European Living Fund“ zu investieren, dem 
zurzeit Objekte in Deutschland, den Niederlanden, Spa-

-
nen Euro gehören. 

Die Einmischung der Politik in den freien Markt beob-
achtet Patrick Au Yeung, Senior Fund Director des Euro-
pean Living Fund bei Savills IM, jedoch ganz genau. Er 
bekennt sich zu den sozialen Zielen, die mit regulatorischen 
Maßnahmen erreicht werden sollen, und hat gleichzeitig 

-
feld. „Unserer Ansicht nach ist es entscheidend, dass Regu-
lierungsmaßnahmen vorhersehbar, verlässlich und ausge-
wogen bleiben. Nur dann kann privates Kapital weiterhin 

ALEXANDER ENDLWEBER

» Eventuellen staatlichen Eingriffen bei 
der Miethöhe begegnet man mit sehr 

konservativen Annahmen beim Ankauf. «
Christian Langosch, Co-Leiter Immobilien bei HQ Trust

» Entscheidend ist, dass Regulierungs-
maßnahmen vorhersehbar, verlässlich 

und ausgewogen bleiben. «
Patrick Au Yeung, Senior Fund Director bei Savills IM
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